
Das Oberste Gericht am 10. Jahrestag der DDR und seine künftigen Aufgaben
Von Dr. KURT SCHUMANN, Präsident des Obersten Gerichts

I
In diesen Tagen, in denen wir den 10. Jahrestag unse­

rer Republik feierlich begehen, blicken wir zurück auf 
die Jahre harter, aber auch erfolgreicher Arbeit, die 
hinter uns liegen. Diese Erfolge machen uns stolz, sie 
geben uns die Gewißheit, daß wir unserer eigenen 
Kraft vertrauen dürfen und keine Schwierigkeiten zu 
fürchten brauchen.

Der 10. Jahrestag unserer Republik könnte auch für 
•das Oberste Gericht Veranlassung seih, mit einer rück­
schauenden Betrachtung der in den zurückliegenden 
10 Jahren geleisteten Arbeit seinen bescheidenen Bei­
trag zur Geschichte unserer Republik zu schreiben. 
Aber davon wird bewußt Abstand genommen, nicht 
etwa, weil die Erfolge dieser Arbeit so gering einzu­
schätzen sind, sondern weil die große politische Auf­
gabe, die in der gegenwärtigen Situation vor den Ge­
richten und damit vorerst vor dem Obersten Gericht 
steht, es rechtfertigt, einer rückschauenden Betrachtung 
nur soweit Raum zu geben, als sie der Veränderung 
und Vervollkommnung der bisherigen Arbeitsweise 
dient und somit für die Lösung der künftigen Auf­
gaben von Wert ist.

Nachdem alle Organe unserer Staatsmacht aufgeru­
fen worden sind, eine entscheidende Wende in der 
staatlichen Leitungstätigkeit zu vollziehen, muß auch 
die Rechtsprechung in immer stärkerem Maße zu einem 
Teil der staatlichen Leitungstätigkeit werden, wenn sie 
nicht an dem großen Auftrag vorübergehen will, das 
sozialistische Recht zur Überwindung der ideologischen 
Reste der kapitalistischen Gesellschaftsordnung einzu­
setzen. Es ist deshalb notwendig, darüber zu diskutie­
ren, wie wir die Rechtsprechung zu der qualifizierten 
staatlichen Leitungstätigkeit machen, die heute von 
allen Staatsorganen gefordert wird.

Im Gesetz über die Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates vom 11. Februar 
1958 sind die Aufgaben der volksdemokratischen 
Staatsmacht und ihrer Organe dargestellt und die Wege 
für ihre Erfüllung gewiesen. Die Entwicklung der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse, die immer breitere 
Einbeziehung der Werktätigen in die bewußte Leitung 
von Staat und Wirtschaft und die sozialistische Be­
wußtseinsbildung unserer Bürger — das sind die 
wesentlichsten Gesichtspunkte, die die große Linie der 
staatlichen Leitungstätigkeit und damit auch der Recht­
sprechung in immer stärkerem Maße bestimmen 
müssen.

Wenn die Rechtsprechung bisher noch nicht ziel­
bewußt in dieser Richtung zur staatlichen Leitungs­
tätigkeit gemacht worden ist, dann ist das einmal mit 
dem unbewußten Weiterwirken der Lehre von der Ge­
waltenteilung zu erklären; es ist entscheidend aber 
auch mit darauf zurüekzuführen, daß die Rechtspre­
chung in ihrem erkennbaren Bestreben, sich aus dieser 
Enge zu befreien, durch eine für völlig andere Auf­
gaben geschaffene ZPO, aber z. T. auch durch die in 
einigen Punkten änderungsbedürftige StPO behin­
dert wird. Das muß der Ausgangspunkt aller Betrach­
tungen im Hinblick auf die Neuschaffung der Zivil­
prozeßordnung sein. Wir müssen die Frage stellen, wo 
die Grenze liegt zwischen den prozeßrechtlichen Garan­
tien für den einzelnen Bürger — von denen das Recht 
auf die inhaltliche Beschränkung des gerichtlichen Ver­
fahrens als eine der wichtigsten angesehen wurde — 
und der Forderung der Gesellschaft, aus den vor ihren 
Gerichten ablaufenden Prozessen die Gründe für den 
gesellschaftlichen Konflikt zu erfahren.

Der Zivilprozeß ist auch heute noch weitgehend vom 
Prinzip der Herrschaft der Prozeßparteien getragen 
und beschränkt die gerichtliche Untersuchung auf den 
engen Ausschnitt, der den Interessen der Parteien ent­
spricht. Seit langem versuchen die Gerichte, diese Enge 
und Beschränkung des Verfahrens zu überwinden. Die 
Erweiterung des richterlichen Fragerechts zur Aufklä­
rungspflicht durch die Rechtsprechung ist nur einer der

Schritte in Richtung auf dieses Ziel. Auch nach unse­
rer geltenden Strafprozeßordnung werden Inhalt und 
Ziel des Prozesses noch zu sehr von der Untersuchung 
bestimmt, ob der Angeklagte ein Verbrechen begangen 
hat. Es ist deshalb ebenso die Frage zu stellen, ob auch 
die StPO von 1952 noch in allen Bestimmungen den ge­
sellschaftlichen Forderungen entspricht, die an die 
sozialistischen Strafgerichte gestellt werden. Schon die 
Anwendung des Strafrechtsergänzungsgesetzes mit den 
neuen gesellschaftlichen Erziehungsmaßnahmen, wie 
z. B. dem öffentlichen Tadel, läßt erkennen, daß die 
stürmische Entwicklung in den wenigen Jahren seit 
dem Bestehen der StPO den engen Rahmen des dort 
geregelten Verfahrens zu sprengen droht.

Aber die vorstehenden Feststellungen sollen keine 
Entschuldigung für Mängel in der Arbeit der Gerichte 
sein. Schon von den ersten Tagen der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung an haben wir Richter erkannt, 
daß der gesellschaftliche Fortschritt nicht immer auf 
neue Gesetze warten kann und die Schwierigkeit unse­
rer Aufgaben vor allem darin bestand und für einzelne 
Rechtsgebiete auch noch weiter darin bestehen wird, 
daß wir mit alten Gesetzen dem gesellschaftlichen Fort­
schritt dienen und zu seiner Unterstützung alle Mög­
lichkeiten des geltenden Rechts ausschöpfen müssen.

II
Die Richter des Obersten Gerichts haben die Forde­

rung, die Rechtsprechung der Gerichte zu einem Teil 
der qualitativ neuen staatlichen Leitungstätigkeit zu 
machen, sehr ernst auf alle Möglichkeiten ihrer Erfül­
lung geprüft und sind nach einer gründlichen Kritik 
an ihrer eigenen Arbeit zu der Überzeugung gelangt, 
daß manches in der Arbeit vom Inhalt und von der 
Form her grundlegend verändert werden muß. Diese 
Erkenntnis ist in einer Entschließung für die Gestal­
tung der künftigen Arbeit festgelegt worden und wird 
Arbeitsgrundlage sein.

Mit dieser Verpflichtung glauben die Richter des 
Obersten Gerichts, neben den vielen Einzelverpflichtun­
gen, die sie z. B. durch Leistung körperlicher Arbeit in 
der Produktion, im NAW übernommen und erfüllt 
haben, sich aus der großen Zahl der Werktätigen nicht 
ausschließen zu brauchen, die am Jahrestag unserer 
Republik mit stolzen Leistungen in der Produktion an 
den Gabentisch treten.

Entsprechend den verschiedenen Aufgaben in der­
selben Sache haben die Kreisgerichte wie die Bezirks­
gerichte und auch das Oberste Gericht besondere Mög­
lichkeiten, ihre Tätigkeit sowohl in der Rechtsprechung 
wie in der massenpolitischen Arbeit wesentlich zu ver­
ändern und zu einem Beitrag bewußter staatlicher Lei­
tungstätigkeit zu machen. Aus der Betrachtung der für 
das Oberste Gericht gegebenen Möglichkeiten ergeben 
sich wertvolle Hinweise für die Bezirks- und Kreis­
gerichte.

Dem Obersten Gericht ist zur Erfüllung seiner gesetz­
lichen Verpflichtung, die Aufsicht über die Recht­
sprechung auszuüben, die Möglichkeit der Kassation 
rechtskräftiger Entscheidungen in Straf-, Zivil- und 
Arbeitssachen gegeben. Die Kassation hat sich in der 
zehnjährigen Praxis des Obersten Gerichts in hervor­
ragendem Maße als ein Mittel zur Anleitung der Recht­
sprechung bewährt. Sie bietet dem Obersten Gericht die 
Möglichkeit, unabhängig von dem Interesse der Par­
teien an einem Rechtsmittel, fehlerhafte Entscheidun­
gen zu korrigieren und dabei die Gelegenheit wahrzu­
nehmen, durch grundsätzliche Ausführungen die Rechts­
entwicklung wesentlich zu beeinflussen. So kann rück­
blickend z. B. für das Gebiet des Familienrechts gesagt 
werden, daß die Kassationsrechtsprechung des Ober­
sten Gerichts zur Entwicklung des sozialistischen Be­
wußtseins und der sozialistischen Moral, aber auch zur 
unmittelbaren Weiterentwicklung einzelner Teile des 
Familienrechts wesentlich beigetragen hat. Den Ver­
fassungsgrundsatz der Gleichberechtigung der Frau in
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